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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden 

Präsident Dr. Jabloner und die Bofräte Dr. Novak, Dr. Mizner, 

Dr. Bumberger und Dr. Stöberl als Richter, im Beisein des 

Schriftführers Mag. Fichtner, über die Beschwerde des 

Dipl.-Ing. Dr. J. Wassyl Nowicky in Wien, vertreten durch 

Dr. Michael Graff, Rechtsanwalt in Wien I, Gonzagagasse 15, 

gegen den Bescheid des Bundesministers für Gesundheit und 

Konsumentenschutz vom 2. Juni 1995, 

Zl. 2.921.726/7-II/C/16b/95, betreffend Zulassung einer 

Arzneispezialität, zu Recht erkannt: 

Der angefochtene Bescheid wird wegen Rechtswidrigkeit 

infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften aufgehoben. 

Der Bund hat dem Beschwerdeführer Aufwendungen in der Höhe 

von S 12.920,-- binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu 

ersetzen. 

E n t s c h e i d  s r ü n d e 

Mit dem nunmehr vor dem Verwaltungsgerichtshof 

angefochtenen Bescheid der belangten Behörde vom 2. Juni 1995 

wurde der Antrag des Beschwerdeführers auf Zulassung der 

Arzneispezialität "Ukrain" gemäß § 22 Abs. 1 des 

Arzneimittelgesetzes, BGB1. Nr. 185/1983, i.d.F. 

BGBl. Nr. 748/1988 und BGB1. Nr. 107/1994 (AMG) abgewiesen. Bei 

diesem Präparat handelt es sich nach den Angaben des 

Beschwerdeführers um ein neues carzinostatisches Mittel. 

In der Begründung ihres Bescheides gab die belangte Behörde 

nach Darstellung des Verwaltungsgeschehens den Inhalt einer 

stellungnahme der Bundesanstalt für 

experimentell-pharmakologische und balneologische 

Untersuchungen vom 24. Februar 1995 wieder. In dieser 
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